
 

  

Lobbyisten haben guten Ruf 

Im Auftrag der Deutschen Universität für Weiterbildung (DUW) befragte forsa die Deutschen nach 
ihrer Meinung über Lobbyisten. Ergebnis: Gerade junge Menschen bewerten Lobbyarbeit positiv. 
Wichtig sind Transparenz und klare Regeln. 

Berlin, 18. August 2010. Fast die Hälfte der Deutschen (48 Prozent) findet es „in Ordnung“, dass 

Lobbyisten in Berlin und Brüssel Interessen von Unternehmen, Verbänden und anderen 

Organisationen vertreten. Das ist das überraschende Ergebnis einer repräsentativen forsa-Umfrage 

im Auftrag der Deutschen Universität für Weiterbildung (DUW) mit 1.001 Befragten im Juli 2010. 

Besonders unter jungen Menschen ist die Akzeptanz hoch: 63 Prozent der Schüler und Studenten 

finden Lobbyarbeit prinzipiell richtig. Auch unter den 30- bis 44-Jährigen überwiegt die positive 

Bewertung (53 Prozent). „Das Image von Lobbyisten wandelt sich – weg von der einseitigen 

Einflussnahme im Hinterzimmer, hin zu professionellen Interessenvertretern, die ihre Expertise in 

politische Prozesse einbringen“, erklärt Myriam Nauerz, Studiengangleiterin des Masterprogramms 

„European Public Affairs“ an der DUW.  

Jeder Dritte hält Einfluss von Interessengruppen für „zu gering“ 

Den tatsächlichen Einfluss von Interessengruppen auf die Politik schätzt jeder dritte Befragte als „zu 

gering“ ein. Auch hier vollzieht sich ein Wandel: Die meisten Über-60-Jährigen bewerten den Einfluss 

von Interessengruppen auf die Politik als zu hoch. Anders sieht es bei den 18- bis 29-Jährigen aus: 36 

Prozent sind der Meinung, ihr Einfluss müsse zunehmen, nur 31 Prozent findet den Einfluss zu hoch. 

„Demokratie braucht Verfahren, mit denen sich Interessengruppen außerhalb von Parteien Gehör 

verschaffen können – darunter zunehmend auch Organisationen für Menschenrechte, Gesundheit, 

Umwelt- oder Verbraucherschutz“, sagt Prof. Peter Filzmaier, wissenschaftlicher Leiter des 

Studiengangs „European Public Affairs“ an der DUW. „Die Diskussionen um Korruption und schwarze 

Schafe allerdings zeigen, dass mehr Transparenz in der Lobbyarbeit nötig ist. Vor allem bedarf es 

klarer Regeln, was Lobbyisten als Qualifikation können sollen und in ihrer Arbeit machen dürfen.“  

Transparenz und Professionalität gefragt 

In Deutschland fordern Initiativen und Parteien zurzeit ein Pflichtregister für Lobbyisten. Vorbild sind 

die USA, wo jeder Lobbyist sein Budget, Auftraggeber und Themen offenlegen muss. Der Eintrag in 

die öffentliche Liste des Deutschen Bundestages ist bislang freiwillig – ebenso in Brüssel. Dort 

genießen seit einer Transparenz-Initiative jedoch registrierte Interessenvertreter Vorteile, etwa den 

vereinfachten Eintritt zu Parlamentsgebäuden per Chip-Karte. Dafür unterschreiben sie einen 

Verhaltenskodex. „Interessenvertreter müssen professionell handeln und das nach klaren Regeln“, so 

Filzmaier. „Eine wissenschaftliche Ausbildung ist die beste Grundlage dafür.“ Waren Lobbyisten 

früher Quereinsteiger, so entwickeln heute Hochschulen wie die Deutsche Universität für 

Weiterbildung spezialisierte Masterprogramme für dieses Berufsfeld. 



 

  

Beobachter in Brüssel 

Lobbyisten vertreten Interessen nicht nur mittels Gespräch, Positionspapier oder Medienarbeit. 

Einen bedeutenden Part nimmt auch die Beobachtung europapolitischer Entwicklungen ein. Damit 

verschaffen sie ihrer Organisation einen Informationsvorsprung, um fundierte Entscheidungen 

treffen zu können. „Mehr als die Hälfte der nationalen Gesetze sind europäischen Ursprungs. Oft 

wird unterschätzt, wie stark in Brüssel auch über die Bedingungen für mittelständische Unternehmen 

sowie regionale und kommunale Einrichtungen entschieden wird“, erklärt DUW-Studiengangleitung 

Nauerz. „In unserem Masterstudiengang ‚European Public Affairs’ richten wir den Fokus gezielt auf 

Europa.“  

Professionelle Lobbyarbeit studieren 

Der berufsbegleitende Masterstudiengang „European Public Affairs – Interessenvertretung, 

Lobbying, Networking“ startet im Oktober an der DUW. Kommunikationsfachkräfte aus 

Unternehmen, NGOs, Agenturen und Verwaltungen lernen in einem Format-Mix aus Fernstudium, 

Online-Einheiten und Präsenzen, wie sie die Interessen ihrer Auftraggeber auf europäischer Ebene 

professionell vertreten. Die Studierenden erhalten ein tiefes Verständnis für die Institutionen und 

Entscheidungsprozesse der EU, konzipieren Public-Affairs-Strategien und lernen anhand praxisnaher 

Beispiele. Höhepunkt ist ein mehrtägiger Austausch mit Praktikern vor Ort in Brüssel. Nach 24 

Monaten schließt das Programm mit dem Master of Arts (M.A.) ab. Es kostet insgesamt 15.000 Euro. 

Die Deutsche Universität für Weiterbildung (DUW) mit Sitz in Berlin bietet wissenschaftliche 
Weiterbildung für Berufstätige mit erstem Studienabschluss. Das Fernstudienangebot der staatlich 
anerkannten Weiterbildungsuniversität umfasst Masterstudiengänge in den Departments Wirtschaft 
und Management, Bildung, Gesundheit und Kommunikation sowie weiterbildende Zertifikats-
programme. Das flexible Blended-Learning-Studiensystem und die individuelle Betreuung ermöglichen 
es DUW-Studierenden, das Studium mit Privatleben und Beruf zu vereinbaren. Gesellschafter der 
DUW sind die Freie Universität Berlin und die Stuttgarter Klett Gruppe. Als Public-Private-Partnership 
steht die DUW für wissenschaftliche Qualität, Arbeitsmarktnähe und Dienstleistungsorientierung. 

 
Interessantes rund um die DUW erfahren Sie im DUW-Erfolgsblog unter: http://blog.duw-berlin.de 
oder unter: www.duw-berlin.de 

Bitte wenden Sie sich bei Rückfragen an: 
Pressebüro der Deutschen Universität für Weiterbildung 
Annika Noffke 
Telefon: 030/2000 306 106 
E-Mail: annika.noffke@duw-berlin.de 
Webseite: http://www.duw-berlin.de/de/presse.html 
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